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Abstract

In der vorliegenden Studie werden die Aufkommens- und Verteilungswir-
kungen einer Einführung der Dualen Einkommensteuer mit Hilfe des IAW-
Mikrosimulationsmodells abgeschätzt. Dabei werden Verhaltensanpassungen
seitens der Steuerpflichtigen berücksichtigt, die sich an den Erkenntnissen der
New-Tax-Responsivenes Literatur orientieren. Ohne Berücksichtigung von
Verhaltensreaktionen beziffert sich der mit der Reform zu erwartende Steuer-
ausfall bei der Einkommensteuer auf rund 11,6 Mrd. e. Mit Berücksichtigung
von Verhaltensanpassungen sinken die Mindereinnahmen auf rund 7,8 Mrd.e.
Hinsichtlich der Verteilungswirkungen würde der Übergang zur Dualen Ein-
kommensteuer eine Umverteilung von unten nach oben bewirken.

∗Dieses Papier entstand im Rahmen eines von der Fritz Thyssen Stiftung
geförderten Forschungsprojektes. Die Autoren danken für die freundliche Un-
terstützung.
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1 Einleitung

Im Jahre 2005 erstellte der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung in Zusammenarbeit mit dem Zentrum für
Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) und dem Max-Planck-Institut für
Geistiges Eigentum, Wettbewerbs- und Steuerrecht (MPI) eine Expertise
über die ökonomischen Auswirkungen einer Unternehmensteuerreform nach
skandinavischem Vorbild (Sachverständigenrat (2006)). Mit der vorgeschla-
genen Einführung einer Dualen Einkommensteuer wurden mehrere Ziele ver-
folgt: Zum Einen sollte die internationale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands
durch die Verringerung der Steuerbelastung von Unternehmen gestärkt, zum
Anderen die steuerlichen Belastungsunterschiede bei Kapitalerträgen aus un-
terschiedlichen Anlageformen verringert werden. Letzteres beinhaltet auch
die Angleichung der steuerlichen Behandlung von in Kapitalgesellschaften
eingebrachtes gegenüber dem in Personengesellschaften eingebrachtem Ka-
pital. Neben dieser Reduzierung der steuerbedingten Anreize für bestimmte
Anlageformen ist mit der im Regelfall niedrigeren Besteuerung von Kapital
auch ein gewisser Abbau des Anreizes zur Kapitalflucht verbunden.

Bestandteil des Gutachtens war dabei nicht nur die Abschätzung der wirt-
schaftlichen und fiskalischen Konsequenzen, die mit der Einführung einer
Dualen Einkommensteuer verbunden sind, sondern auch und insbesondere
deren konkrete Ausgestaltung. Welche Aufkommens- und Verteilungseffek-
te bei der persönlichen Einkommensteuer mit dem Übergang von den der-
zeitigen Regelungen zur Dualen Einkommensteuer verbunden sind, wird im
Folgenden näher beleuchtet.

Zur Abschätzung der fiskalischen Effekte wird ein Mikrosimulationsmo-
dell verwendet, welches Einkommensteuerveranlagungen auf der Ebene der
individuellen Steuerpflichtigen simuliert. Das Modell basiert auf Mikroda-
ten aus der Lohn- und Einkommensteuerstatistik des Statistischen Bun-
desamtes. Neben der Projektion der reinen Erstrundeneffekte, die sich oh-
ne Berücksichtigung von Verhaltensanpassungen allein aufgrund der forma-
len Änderung des Steuerregimes ergeben, werden auch Zweitrundeneffekte
berücksichtigt, die erfassen, in welchem Umfang der Steuerzahler erwartungs-
gemäß auf die veränderte Besteuerung durch Anpassung seines deklarierten
Einkommens reagiert.

Im unmittelbar anschließenden Abschnitt sind die wesentlichen Elemente
der Dualen Einkommensteuer beschrieben und deren Umsetzung bzw. Inte-
gration in das Simulationsmodell erläutert. Allerdings werden die Charakte-
ristika der Dualen Einkommensteuer nur insoweit dargestellt, als sie für die
Umsetzung in das Simulationsmodell relevant bzw. berücksichtigungsfähig
sind. Für eine detaillierte Beschreibung sei auf das Gutachten des Sachver-
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ständigenrates direkt verwiesen. Im darauf folgenden Abschnitt werden die
Ergebnisse der Erstrundeneffekte aufgeführt. Abschnitt 5 beschreibt sodann
die Form in welcher Verhaltensreaktionen berücksichtigt und in das Simu-
lationsmodell eingebunden werden. Die Ergebnisse der Zweitrundeneffekte,
die Verhaltensanpassungen mit beinhalten, sind in Abschnitt 6 dargestellt.
Abschnitt 7 zieht ein kurzes Resume.

2 Hauptbestandteile der Reform

Kernelement der Dualen Einkommensteuer ist sicherlich die Neugliederung
der Einkünfte in zwei Einkunftskategorien – Kapitaleinkommen und Erwerbs-
einkommen – sowie deren unterschiedliche steuerliche Behandlung. Während
das Kapitaleinkommen in der Regel einer proportionalen Besteuerung un-
terzogen wird, unterliegt das Erwerbseinkommen weiterhin dem progressiv
ausgestalteten Einkommensteuertarif. Diese Schedularisierung der Einkom-
mensteuer zielt darauf ab, eine unabhängig von der seitens des Anlegers
jeweils gewählten Anlageform gleichmäßigere steuerliche Belastung der nor-
malen Kapitalerträge zu gewährleisten, als dies derzeit der Fall ist.

Die Feststellung der zu versteuernden Kapitalerträge bzw. -verzinsung er-
folgt je nach Anlageform, – sei dies Eigenkapital bei Einzelunternehmen bzw.
Beteiligungen an Personen- oder Kapitalgesellschaften, Immobilien, Sparein-
lagen, etc. – entsprechend angepasst. Allen Bestimmungsformen ist jedoch
gemeinsam, dass die Kapitalverzinsung auf Basis eines vorgegebenen Zins-
satzes, dem sog. Rechnungszins, ermittelt wird. Dieser Zinssatz soll die Nor-
malrendite reflektieren und sich am Marktzins für langfristige Anlagen orien-
tieren. Darüber hinaus gehende Erträge, die beispielsweise durch Realisierung
hoher Kursgewinne bei Aktien oder hohen Unternehmensgewinnen aufgrund
einer vorteilhaften Marktposition entstehen, werden dem Erwerbseinkommen
zugeordnet und progressiv besteuert. Auf das zusammengefasste Kapitalein-
kommen wird ein Steuersatz von maximal 23,7 Prozent erhoben, so dass die
gesamte Steuerbelastung – einschließlich Solidaritätszuschlag – 25 Prozent
nicht überschreitet. Da Gewinnausschüttungen von Körperschaften bereits
mit Körperschaftsteuer1 vorbelastet sind, fließen diese auf der Seite der An-
teilseigner bis zu der Höhe, die der Normalverzinsung entspricht, nicht in das
zu versteuernde Kapitaleinkommen ein.

Als tariftechnische Umsetzung dieser zweigeteilten Besteuerung schlägt
der Sachverständigenrat vor, den bisherigen progressiven Steuertarif ab dem
Richteinkommen, bei dem der Grenzsteuersatz 23,7 Prozent beträgt, um eine

1Der Körperschaftsteuersatz soll dabei demjenigen auf Kapitaleinkommen entsprechen.
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zusätzliche Proportionalzone zu erweitern. Die Länge dieser zusätzlichen Pro-
portionalzone hängt dabei jeweils von der Höhe des individuellen Kapitalein-
kommens eines Steuerpflichtigen ab. Durch diese Form der Tariferweiterung
wird verhindert, dass der Grenzsteuersatz für Steuerpflichtige mit einem Er-
werbseinkommen unterhalb des Richteinkommens sprunghaft ansteigt, sofern
sie neben dem Erwerbseinkommen auch Kapitaleinkommen realisieren.

Durch die Neugliederung der Einkünfte ergibt sich auch eine geänderte
Form der Verlustverrechnung. Beispielsweise werden Verluste aus unterneh-
merischer Tätigkeit dem Erwebseinkommen zugeordnet. Ebenso werden nicht
genutzte Spielräume, falls die tatsächlichen Gewinne hinter der ermittelten
normalen Kapitalverzinsung zurückbleiben, in das nächste Veranlagungsjahr
übertragen. Sie erhöhen somit den im Folgejahr begünstigt zu besteuernden
Gewinnanteil. Des Weiteren werden positive und negative Einkünfte zunächst
innerhalb der jeweiligen Einkommenskategorie verrechnet und anschließend
ggf. über die beiden Einkommenskategorien hinweg. Letzteres ist jedoch nur
Teil einer interperiodischen Verlustverrechnung, da die jeweils in die andere
Einkommenskategorie übertragenen negativen Beträge in nachfolgenden Ver-
anlagungszeiträumen die Bemessungsgrundlage in dieser Einkommenskate-
gorie im gleichem (positiven) Umfang erhöhen2. Der kategorienübergreifende
Verlustabzug führt somit nur zu einer temporären steuerlichen Entlastung
die in späteren Veranlagungszeiträumen entsprechend nachgeholt wird. Aller-
dings entfallen in der vorgesehenen Reform die nach derzeitigem Steuerrecht
(insbesondere § 10d (2) EStG) geltenden Einschränkungen des Verlustaus-
gleichs. Ebenso entfällt die Einschränkung, dass bspw. Spekulationsverlu-
ste bei Aktienhandel nur mit gleichartigen Spekulationsgewinnen verrechen-
bar sind und ansonsten in andere Veranlagungszeiträume übertragen werden
müssen (§ 23 (3) EStG).

In welcher Weise diese zentralen Reformbestandteile im Simulationsmo-
dell berücksichtigt werden, ist im nachfolgenden Abschnitt eingehender dar-
gestellt. Zunächst wird jedoch kurz die Struktur des Simulationsmodells und
insbesondere die verwendete Datengrundlage näher erläutert.

3 Modelltechnische Umsetzung der Reform-

elemente

Das zur Abschätzung der fiskalischen Effekte verwendete Mikrosimulations-
modell simuliert Einkommensteuerveranlagungen auf der Grundlage indivi-
dueller Veranlagungsdaten. Die Veranlagungsdaten selbst entstammen dem

2Eine Beispielrechnung hierzu findet sich in Sachverständigenrat (2006, S. 146)
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faktisch anonymisierten Steuerdatensatz des statistischen Bundesamtes, der
eine repräsentative 10 %-Stichprobe aus der Lohn- und Einkommensteuersta-
tistik des Jahres 2001 darstellt. Der Datensatz enthält die Angaben von rund
3 Millionen Einzelveranlagungen mit rund 600 Einzelpositionen pro Veran-
lagung. Die Originärdaten werden anhand exogener und projezierter Wachs-
tumsraten auf das Jahr 2010 fortgeschrieben. Auf Basis dieser Grundlage
können Einkommensteuerveranlagungen sehr detailliert nachvollzogen und
auch Neuregellungen relativ detailgetreu abgebildet werden. Die Konsequen-
zen einer Reform sind somit auf der Ebene der individuellen Veranlagung
und nicht nur im Aggregat abschätzbar3.

In der Tabelle 1 sind die aus dem aktualisierten Datensatz ermittelten
Einkünfte in der derzeitigen Abgrenzung aufgelistet. Sie veranschaulicht zu
einem gewissen Grad die Ausgangssituation. Die zweite Spalte zeigt die
jeweiligen Einkünfte im Aggregat, die dritte Spalte die Zahl der Steuer-
pflichtigen. Dabei wird ein gemeinsam veranlagendes Ehepaar als ein Steuer-
pflichtiger betrachtet. Dementsprechend sind die Durchschnittswerte in Spal-
te vier zu interpretieren. Wenig überraschend bilden Nichtselbständige mit
rund 83 Prozent aller Steuerpflichtigen die am stärksten besetzte Grup-
pe. Die einkommenstärkste Einkunftsart ist dagegen selbständige Arbeit.
Während das durchschnittliche Einkommen bei den positiven Einkünften
aus nichtselbständiger Arbeit 30.640e beträgt, sind es bei selbständiger Ar-
beit 37.648e. Auch die positiven gewerblichen Einkünfte liegen mit 31.082e
leicht über denen aus nichtselbständiger Tätigkeit. Im Aggregat sind gewerb-
liche Einkünfte mit rund 102 Mrd. e die zweithöchste Einkunftsart.

Auffallend ist auch die relativ symmetrische Aufteilung der Einkünfte aus
Vermietung und Verpachtung. Von den rund 6,3 Mio. Steuerpflichtigen mit
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung realisieren rund 3,3 Mio. posi-
tive Einkünfte und nahezu genauso viele negative. Ähnliches ist für die ag-
gregierten Einkunftsbeträge festzustellen. Dieser effekt ist in keiner anderen
Einkunftsart derart ausgeprägt. Lediglich bei den gewerblichen Einkünften
werden ein ähnlich hohe negative Einkünfte realisiert. Da die Besetzungszahl
hier mit rund 1,3 Mio. Steuerpflichtigen wesentlich niedriger liegt, fallen die
durchschnittlichen Verluste aus Gewerbebetrieb noch höher aus als diejenigen
aus Vermietung und Verpachtung.

Die negativen sonstigen Einkünfte resultieren im Wesentlichen aus Ver-
lusten aus privaten Veräußerungsgeschäften, die sich per Saldo bereits auf

3Eine detailliertere Beschreibung des Simulationsmodells findet sich in Gott-
fried/Witczak (2007), nähere Erläuterungen zur Fortschreibung in Gottfried/Witczak
(2009).
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Tabelle 1: Projezierte positive und negative Einkünfte in 2010 nach Ein-
kunftsarten untergliedert

Betrag Steuer- pro Stpfl.
Einkünfte aus in 1.000e pflichtige in e

Land- und Forstwirtschaft 11.701.104 812.677 14.398

- positiv 12.321.095 729.880 16.881
- negativ -619.991 82.797 -7.488

Gewerbebetrieb 102.381.032 5.382.584 19.021

- positiv 126.640.840 4.074.468 31.082
- negativ -24.259.808 1.308.116 -18.546

selbständiger Arbeit 72.805.574 2.257.505 32.250

- positiv 74.301.963 1.973.615 37.648
- negativ -1.496.389 283.890 -5.271

nichtselbständiger Arbeit 878.816.716 29.434.825 29.856

- positiv 878.979.360 28.687.096 30.640
- negativ -162.644 747.729 -218

Kapitalvermögen 41.211.399 5.248.236 7.852

- positiv 41.294.005 5.200.139 7.941
- negativ -82.606 48.097 -1.717

Vermierung und Verp. 3.406.737 6.361.958 535

- positiv 34.194.097 3.324.494 10.286
- negativ -30.787.360 3.037.464 -10.136

sonstige Einkünfte 28.626.148 6.357.219 4.503

- positiv 28.717.940 6.280.966 4.572
- negativ -91.792 76.253 -1.204

insgesamt 1.138.948.710 35.274.463 32.288
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rund 900 Mio.e belaufen. Insgesamt realisieren rund 35 Mio. Steuerpflichti-
ge Einkünfte in der Höhe von 1,1 Billionen Euro.

3.1 Neugliederung der Einkünfte

Die Umsetzung der Reformmaßnahmen beginnt mit der Neugliederung der
Einkünfte. Naheliegenderweise werden die bisherigen Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit der Kategorie Erwerbseinkommen, die Einkünfte aus
Kapitalvermögen dem Kapitaleinkommen zugeordnet. Die in den sonstigen
Einkünften enthaltenen Leibrenten, Abgeordnetenvergütung und dgl. werden
dem Erwerbseinkommen, die Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften
dem Kapitaleinkommen zugerechnet. Als kritischer erweist sich die Einord-
nung der übrigen Einkunftsarten: Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft,
Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit, sowie Vermietung und Verpachtung.
Sofern die jeweiligen Einkünfte negativ sind, werden sie, wie bereits erwähnt,
dem Erwerbseinkommen zugerechnet. Sofern sie positiv sind, müssen sie in
einen Erwerbsanteil und einen Kapitalverzinsungsanteil aufgespalten werden.
Zwar enthält der Datensatz Einzelangaben über das Einkommen aus Betei-
ligungen, Personenunternehmen, freiberuflicher Tätigkeit, usw., aber leider
keine Angaben aus der die Höhe des jeweils eingebrachten Eigenkapitals ent-
nehmbar wäre.

In diesem Zusammenhang beschreiten Wagenhals und Buck (2009) einen
sehr innovativen, aber auch etwas aufwendigen Weg zur Aufspaltung der
Einkünfte aus selbständiger Arbeit, indem sie eine vorab aus den Angaben
für Nichtselbständige geschätzte Einkommensfunktion vom Mincer-Typ auf
Selbständige anwenden, um für diese empirisch plausible Erwerbsanteile zu
erhalten. Der Kapitalverzinsungsanteil ergibt sich daraufhin residual. Aller-
dings können die residual ermittelten Verzinsungsanteile dann mitunter nega-
tiv ausfallen bzw. bei entsprechender Begrenzung auf Null zurückfallen. Ein
Kernpunkt der Reform besteht aber darin, vorrangig die Eigenkapitalver-
zinsung zu ermitteln und diese steuerlich zu begünstigen. Die jeweilige Höhe
des Erwerbsanteils ist dem eher nachgeordnet. Außerdem werden übermäßige
Gewinne ebenfalls dem Erwerbseinkommen zugeordnet, unabhängig davon,
ob sie einer adäquaten Entlohnung unternehmerischer oder selbständiger
Tätigkeit entsprechen oder nicht. Deshalb wird diesem Vorgehen hier nicht
gefolgt, sondern, in Anlehnung an das Vorgehen des Sachverständigenrates,
werden positive Einkünfte pauschal zu einem Drittel dem Kapitaleinkommen
und zu zwei Dritteln dem Erwerbseinkommen zugeordnet.

Strittig ist ebenfalls die Frage, ob die Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung sinvollerweise in das Reformkonzept mit einbezogen werden oder
nicht. Rein konzeptionell ist das duale System auch auf diese Einkunftsart
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anwendbar. Ihre Einbindung erfordert jedoch einen hohen verwaltungstech-
nischen Aufwand, da zumindest zum Reformzeitpunkt die entsprechenden
Immobilienwerte festgestellt und ab dann fortgeschrieben werden müssten.
Von dieser Hürde wird im Folgenden jedoch abstrahiert und ein kompletter
Übergang zur Dualen Einkommensteuer betrachtet.

Die Zusammenfassung der so ermittelten Einzeleinkünfte in die beiden
Einkunftskategorien erfolgt weitgehend in der im vorangehenden Abschnitt
beschriebenen Form. Es sei angemerkt, dass die Konsequenzen des interperi-
odischen Verlustabgleichs nur mit ihrer ersten Komponente – der Verlustver-
rechnung über die Einkunftskategorien hinweg – zum Tragen kommen. Die
zweite Komponente, die Anhebung der Einkunftskategorien in nachfolgen-
den Veranlagungsjahren, bleibt aufgrund des Ein-Perioden-Charakters der
Untersuchung unberücksichtigt.

3.2 Weitere Reformelemente

Im Zuge der Ermittlung der neuen Bemessungsgrundlagen entfällt der Abzug
des Sparerpauschbetrag (§ 20 (9) EStG) in Höhe von derzeit 801e, ebenso
wie der Freibetrag für private Veräußerungsgeschäfte (§ 23 (3) EStG) in Höhe
von 600e. Dafür sind die im Zusammenhang mit Kapitaleinkünften entste-
henden tatsächlichen Werbungskosten wieder abziehbar. Des Weiteren wird
ein Werbungskosten-Pauschbetrag in Höhe von 102e bei dem aus den son-
stigen Einkünften hervorgegangenen Erwerbseinkommen berücksichtigt.

Unberücksichtigt bleibt dagegen die Freigrenze für Unternehmensaus-
schüttungen, die bereits mit Körperschaftsteuer vorbelastet sind. Denn der
Datensatz enthält leider keine Einzelangaben über der Zusammensetzung der
Einnahmen aus Kapitalvermögen sondern lediglich die Einnahmen insgesamt
und die ggf. damit verbundenen Werbungskosten. Das Kapitaleinkommen
wird somit insgesamt der proportionalen Steuer unterzogen.

Weitere, die Steuerbemessungsgrundlage mindernde Abzüge wie etwa Son-
derausgaben, außergewöhnliche Belastungen oder Kinderfreibeträge werden
bei der Ermittlung des Erwerbseinkommens berücksichtigt.

In den Tabellen 2 und 3 sind die Steuerbemessungsgrundlagen nach den
derzeitigen Regelungen und nach der Dualen Einkommensteuer einander ge-
genübergestellt. Der Auswies ist nach der Höhe der Summe der Einkünfte
eines Steuerpflichtigen untergliedert. Ferner sei angemerkt, dass die in der
zweiten Spalte ausgewiesenen Besetzungszahlen die Zahl der Steuerpflichti-
gen in der jeweiligen Einkommensgruppe insgesamt anzeigen. Die Zahl der
Steuerpflichtigen, die steuerlich begünstigte Einkommensbeträge ausweisen
können, ist dagegen nicht explizit aufgeführt.
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Bei dem Ausweis des aggregierten zu versteuernden Einkommens (zvE)
und der aggregierten Bemessungsgrundlage der Abgeltungssteuer nach der-
zeitiger Regleung wurde bereits die Günstigerprüfung berücksichtigt. Denn
sollte die Trennung in traditionelle Einkommensteuer und Abgeltungssteu-
er zu einer für den Steuerpflichtigen höheren Steuerzahlung führen als ohne
Trennung, werden die der Abgeltungssteuer unterliegenden Einkommensbe-
träge in das zu versteuernde Einkommen integriert. Diese Günstgerprüfung
wird jeweils nur auf den gesamten Einkommensbetrag, der der Abgeltungs-
steuer unterliegt, durchgeführt. Es ist nicht zulässig, nur Teilbeträge in das
zvE zu integrieren. In der Wirkungsweise unterscheidet sich die derzeitige
Zweiteilung somit von der Dualen Einkommensteuer, bei der Teile der Kapi-
taleinkommens durchaus mit Grenzsteuersätzen unter 23,7 Prozent belastet
werden, sofern das Erwerbseinkommen entsprechend gering ausfällt. Dies ist
wohl einer der Gründe, weshalb die Bemessungsgrundlage der Abgeltungs-
steuer in den niedrigeren Einkommensbereichen deutlich kleiner ausfällt als
die Bemessungsgrundlage des Kapitaleinkommens.

Wenig überraschend sinkt die Bemessungsgrundlage des jeweils progres-
siv besteuerten Einkommens beim Übergang zur Dualen Einkommensteuer,
während die Bemessungsgrundlage des steuerlich begünstigten Einkommens
steigt. Insgesamt betrachtet, beläuft sich das durchschnittliche zu versteu-
ernde Einkommen auf 27.800e, das durchschnittliche Erwerbseinkommen
auf rund 24.700e. Die durchschnittliche Bemessungsgrundlage für die Ab-
geltungssteuer beträgt rund 700e, das durchschnittliche Kapitaleinkommen
3.600e. In den stark besetzten Einkommensklassen fallen die Unterschiede
häufig noch deutlicher aus. Selbst in den oberen Einkommensbereichen ist
das Kapitaleinkommen nahezu dreimal so hoch als die Bemessungsgrundlage
der Abgeltungssteuer.

3.3 Tariftechnische Umsetzung

Da als fiktiver Reformzeitpunkt das Jahr 2010 veranschlagt wird, wird auch
der für dieses Jahr geplante Einkommensteuertarif T2010 verwendet. Der
Tarif sieht einen Grundfreibetrag in Höhe von 8.004e und einen Eingangs-
steuersatz von 14 Prozent vor. Danach folgen zwei Progressionszonen und
zwei Proportionalzonen.

Abweichend vom Vorschlag des Sachverständigenrates wird der Steuerta-
rif für die Duale Einkommensteuer nicht um eine variable Proportionalzone
erweitert. Dieses Vorgehen hätte zur Konsequenz, dass nahezu für jeden Steu-
erpflichtigen mit Kapitaleinkommen ein individueller Tarif aufgestellt werden
müsste. Stattdessen werden nur zwei alternative Steuertarife implementiert.
Die erste Tarifvariante ist gerade der eingangs beschriebene T2010. Die zweite
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Tarifvariante T2010a ist bis zu einem zu versteuernden Einkommen (Richt-
einkommen) in Höhe von rund 13.300e mit dem Tarif T2010 identisch. Ab
diesem Einkommen, bei dem der Grenzsteuersatz gerade 23,7 Prozent be-
trägt, knickt der Tarif T2010a horizontal ab. In Abbildung 1 sind die beiden
Tarif veranschaulicht.

Abbildung 1: Einkommensteuertarif T2010 und Tarifvariante T2010a für die
Duale Einkommensteuer, jeweils in Grenzsteuersätzen

Falls das Erwerbseinkommen eines Steuerpflichtigen über dem Richtein-
kommen liegt, wird Tarifvariante T2010 auf das Erwerbseinkommen ange-
wandt und das Kapitaleinkommen mit 23,7 Prozent besteuert. Liegt das Er-
werbseinkommen dagegen unter dem Richteinkommen, so werden Erwerbs-
einkommen und Kapitaleinkommen addiert und gemeinsam der Tarifvariante
T2010a unterzogen.

Der Solidaritätszuschlag wird über beide Steuerkomponenten – progressi-
ve ausgestaltete Steuer und proportionale Steuer – bestimmt, wobei Kinder-
freibeträge gegebenenfalls bei der Ermittlung der progressiv ausgestalteten
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Steuer berücksichtigt werden. Ebenso werden die für eventuelle Steuersonder-
berechnungen notwendigen Durchschnittsteuersätze, etwa für Einkünfte die
dem Progressionsvorbehalt unterliegen (§ 32b EStG), aus dem progressiven
Steuertarif bestimmt.

4 Fiskalische Effekte ohne Berücksichtigung

von Verhaltensreaktionen

Die Tabellen 4 und 5 zeigen die Aufkommenseffekte, die sich bei gegebenen
Ausgangswerten einstellen, wenn im Jahr 2010 die Duale Einkommensteuer
eingeführt werden würde, anstelle das derzeitige Steuerregime beizubehalten.
Die mit dem Regimewechsel potentiell einhergehenden Verhaltensänderungen
bleiben dabei unberücksichtigt.

In den Tabellen sind sowohl die absoluten als auch die durchschnittli-
chen Aufkommenswerte je Einkommensklasse ausgewiesen. Die mit T0 bzw.
T1 bezeichneten Spalten kennzeichnen dabei jeweils das Aufkommen im Sta-
tus Quo bzw. nach Einführung der Dualen Einkommensteuer, die mit ΔT
bezeichneten Spalten zeigen die Aufkommensänderungen. Da die Einkom-
mensgruppierung gegenüber den Tabellen 2 und 3 unverändert bleibt, sind
auch die Besetzungszahlen der Einkommensklassen mit denen der vorange-
henden Tabellen identisch.

Insgesamt würde die mit dem Übergang zur Dualen Einkommensteu-
er verbundene Neugliederung der Bemessungsgrundlage einschließlich der
Tarifänderung und der weiteren Reformmaßnahmen zu Mindereinnahmen
in Höhe von rund 11,6 Mrd.e bei der Einkommensteuer und dem Solida-
ritätszuschlag führen. Dies entspricht einem Aufkommensrückgang von rund
5,5 Prozent. Mit rund 6,4 Prozent geht dabei das bei gemeinsam veranla-
genden Ehepaaren erzielte Aufkommen stärker zurück als bei getrennt ver-
anlagenden Steuerpflichtigen (4,1 Prozent). Dies liegt vor allem daran, dass
bei den gemeinsam Veranlagenden die höheren Einkommensbereiche deutlich
stärker besetzt sind und auch die der proportionalen Besteuerung unterzoge-
nen Einkommensbeträge durch den Systemwechsel deutlich stärker ansteigen.
Man beachte in diesem Zusammenhang auch, dass die Abgeltungssteuer mit
einem Steuersatz von 25 Prozent erhoben wird, während der Steuersatz auf
Kapitaleinkommen 23,7 Prozent beträgt.

13



T
ab

el
le

4:
S
te

u
er

b
el

as
tu

n
gs

än
d
er

u
n
ge

n
n
ac

h
E

in
ko

m
m

en
sk

la
ss

en
u
n
te

rt
ei

lt
,
ge

tr
en

n
t

ve
ra

n
la

ge
n
d
e

S
te

u
er

p
fl
ic

h
ti
ge

S
u
m

m
e

d
er

ab
so

lu
te

G
rö
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rö

ße
n

(i
n

1.
00

0
e

)
p
ro

S
te

u
er

p
fl
.
(i

n
e

)
E

in
k
ü
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Auch über die Einkommensklassen hinweg verteilen sich die steuerli-
chen Entlastungswirkungen nicht allzu gleichmäßig. In den unteren Einkom-
mensklassen kommt es sogar zu einer Mehrbelastung. So steigt die durch-
schnittliche Steuerlast bei getrennt Veranlagenden mit einer Summe der
Einkünfte zwischen 5.000 bis 10.000e um 9,7 Prozent, bei gemeinsam ver-
anlagenden Haushalten mit einer Summe der Einkünfte zwischen 10.000 und
15.000e sind es sogar 15 Prozent. Dies dürfte überwiegend auf die Streichung
der Freibeträge zurückzuführen sein.

Bei getrennt veranlagenden Steuerpflichtigen steigen die Entlastungseffek-
te, mit zunehmender Summe der Einkünfte mehr oder weniger steitg an. Die
höchsten Entlastungen realisiert die oberste Einkommenklasse. Die durch-
schnittliche Steuerlast sinkt dort um rund 17,2 Prozent. Ein ähnlicher Ef-
fekt, wenn auch etwas weniger ausgeprägt, ist bei den gemeinsam Veranla-
genden festzustellen. Auch hier sinkt die Steuerlast in der obersten Einkom-
mensklasse mit rund 13 Prozent sehr deutlich. Überraschenderweise sind die
relativen Entlastungswirkungen bei gemeinsam Veranlagenden im mittleren
Einkommensbereich – bei einer Summe der Einkünfte zwischen 20.000 und
40.000e – noch wesentlich stärker ausgeprägt. Ein Phänomen, das wohl mit
dem Wegfall der pauschalierten Günstigerprüfung bei der Abgeltungssteu-
er in Kombination mit dem Ehegattensplitting zurückzuführen ist. Wie be-
reits erwähnt, wird nach der derzeitigen Regelung der der Abgeltungssteuer
unterliegende Einkommensbetrag dann dem zu versteuernden Einkommen
zugerechnet und somit dem progressiven Steuertarif unterzogen, wenn die
daraus insgesamt resultierende Steuerzahlung niedriger ausfällt als die Sum-
me von herkömmlicher Einkommensteuer und Abgeltungssteuer. In diesen
Fällen kann die Grenzbelastung des zunächst der Abgeltungssteuer unter-
liegenden Einkommensbetrages durchaus einen Bereich unterhalb wie auch
oberhalb des Grenzsteuersatzes von 25 Prozent abdecken. Durch die tarifierte
Behandlung des Einkommensbetrages bei der Dualen Einkommensteuer wird
die eingangs niedrigere Grenzbelastung jetzt vom Steuerzahler realisiert. Au-
ßerdem ist die maximale Grenzbelastung auf nurmehr 23,7 Prozent begrenzt.
Das Splittingverfahren verstärkt diesen Effekt noch zusätzlich, wodurch es zu
deutlichen Steuereinsparungen kommt. Der Effekt wird umso schwächer, je
stärker das halbierte Einkommen das Richteinkommen (13.300e) übersteigt,
da dann bereits in der Ausgangssituation auf die entsprechenden Einkom-
mensbeträge tendentiell die Abgeltungssteuer angewandt wurde.
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5 Die Berücksichtigung von Verhaltensreak-

tionen

Die im vorangehenden Abschnitt beschriebenen Be- und Entlastungseffekte
wurden unter der Annahme ermittelt, dass die Ausgangsgrößen, auf wel-
che das jeweilige Steuerrecht angewandt wird, unverändert bleiben. Verhal-
tensreaktionen seitens der Steuerpflichtigen gingen nicht in die Schätzungen
ein. Tatsächlich werden Steuerpflichtige jedoch auf Änderungen des Steu-
erregimes durch Anpassung ihres Verhaltens reagieren. Diese Anpassungs-
maßnahmen dabei können sehr vielfältige Formen annehmen – angefangen
von der Einschränkung oder Ausdehnung des Arbeitsangebots aufgrund des
steuerlich veränderten Nettolohns, über eine gezielte Ausnutzung steuerlich
begünstiger Tatbestände wie bsp. Werbungskosten, bestimmte Formen von
Sparverträgen, verstärkter Rückgriff auf betriebliche Nebenleistungen, usw.,
bis hin zur absichtlichen Falschdeklaration von Einkommensbeträgen bzw.
Steuerhinterziehung.

Typischerweise werden in einschlägigen Untersuchungen – wenn überhaupt
– Arbeitsangebotsreaktionen berücksichtigt. Beispiele hierfür sind etwa Merz
(1993), Wagenhals (1999) oder Kuismanen (2000). Der von uns verfolgte An-
satz ist demgegenüber sehr viel umfassender, indem er versucht, auch die
zuvor beschriebenen Anpassungsmöglichkeiten mit einzubeziehen. Denn let-
zendlich schlagen sich alle Verhaltensreaktionen auf eine Steuerreform direkt
oder indirekt in einer Veränderung der Steuerbemessungsgrundlage4 , dem zu
versteuernden Einkommen, nieder. Für das Ausmaß der Anpassung sind zum
Einen die Änderung des für den Steuerpflichtigen relevanten (Grenz-) Steuer-
satzes und zum Anderen die reformbegingte Änderung seiner budgetären Si-
tuation ausschlaggebend. Diese beiden Bestimmungsfaktoren wurden in Form
einer Preis- und einer Einkommenselastizität in Gottfried/Witczak (2009)
auf Basis eines Paneldatensatzes ökonometrisch geschätzt und werden hier
als zentrale Verhalternsparameter übernommen.

Im Detail wurden Elastizitätswerte für drei Typen von Steuerpflichtigen
– jene mit gewerblichen Einkünften, Selbständige und Nichtselbständige –
und für zwei Einkommensgruppen – Steuerpflichtige mit einem ökonomischen
Einkommen über oder unter 70.000e – ermittelt. Das ökonomische Ein-
kommen wird dabei aus den Roheinkünften ohne Berücksichtigung jedwe-
der Freibeträge ermittelt. Die jeweiligen Elastizitätswerte sind in Tabelle 6
aufgeführt.

4Gemeint ist hier nur die vom Steuerpflichtigen selbst vorgenommene Anpassung, nicht
etwa die Veränderung, die sich aus einer formalrechtlichen Änderung der Definition ergibt.
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Tabelle 6: Im Simulationsmodell berücksichtigte Verhaltensparameter in
Form von Preis- und Einkommenselastizitäten

Gewerbe Selbständige Nichtselbständige

Preiselastizitäten:
Y < 70.000 0,691 0,728 0,116
Y > 70.000 0.915 0.426 1.644
Einkommenselastizitäten:
Y < 70.000 -0,107 0,884 -0,572
Y > 70.000 -0,001 -0,001 -0,022

Die in der Tabelle aufgelisteten Werte zeigen, dass, mit Ausnahme der
Selbständigen, Steuerpflichtige mit sehr hohem Einkommen tendentiell stär-
ker auf Steuersatzänderungen reagieren als Steuerpflichtige mit niedrigerem
Einkommen. Der für Gebwerbetreibende ermittelte Wert von 0,697 besagt
beispielsweise, dass eine ein-prozentige Verringerung des Grenzsteuersatzes
zu einer 0,697-prozentigen Erhöhung des Einkommens führt. Dagegen löst
die steuerinduzierte Änderung der Einkommenssituation kaum Reaktionen
bei reichen Steuerpflichtigen aus, während die niedrigere Einkommensgruppe
durchaus auf eine geänderte Einkommenssituation reagiert.

Aus beiden Elastizitätswerten wird im Simulationsmodell die Gesamtre-
aktion des Steuerpflichtigen über die Bestimmungsgleichung

d zvE

zvE
=

τ0 − τ1

1 − τ0
εp +

T0 − T1

Y0 − T1
εy

ermittelt. Dabei beschreibt (d zvE)/zvE die relative Änderung der Steu-
erbemessungsgrundlage, τ0 und τ1 die für den Steuerpflichtigen relevanten
Grenzsteuersätze im Status Quo und in der Reformsituation, T0 und T1 ent-
sprechend die Steuerzahlung vor und nach der Reform, sowie εp und εy die
zuvor erläuterten Preis- und Einkommenselastizitäten.

Die im vorangehenden Abschnitt dargestellten Erstrundeneffekte zeigen
gewissermaßen wie der Steuerpflichtige bei unverändertem Verhalten von der
Reform getroffen würde und geben damit gemäß obiger Gleichung den Aus-
schlag für seine Verhaltensanpassung. Die Bestimmungsgleichung wird auf
individueller Ebene angewandt, da sowohl die jeweilige Steuersatzänderung
als auch die Änderung des Einkommens für jeden Steuerpflichtigen unter-
schiedlich ausfallen kann. So betrachtet, wird für jeden Steuerpflichtigen eine
individuelle Verhaltensreaktion ermittelt.
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Mit der sich aus der Bestimmungsgleichung ergebenden Änderungsrate
wird sowohl das Erwebseinkommen als auch das Kapitaleinkommen aus der
ersten Runde angepasst. An dieser Stelle sei jedoch angemerkt, dass die hier
verwendeten Verhaltensparameter zwar umfassender angelegt sind als eine
bloße Berücksichtigung von Arbeitsangebotsreaktionen, aber in gewisser Hin-
sicht dennoch zu kurz greifen. Denn die verwendeten Elastizitätswerte wur-
den durch Analyse der Reaktion von Steuerpflichtigen auf die Steuerreform
im Jahre 2004 ermittelt. Typischerweise hängen die ökonometrisch ermittel-
ten Werte nicht zuletzt von der Art der untersuchten Reform ab. Zum damali-
gen Zeitpunkt gab es allerdings noch keine Einkommensbestandteile, die mit
relativ niedrigem Satz proportional besteuert wurden. Dementsprechend gab
es auch keinen spezifischen Anreiz, diesen Sachverhalt gezielt auszunutzen.
Mit der hier betrachteten Reform wird aber ein zusätzlicher Anreiz geschaf-
fen, ab einer bestimmten Einkommenshöhe eigentlich progressiv zu besteu-
erndes Einkommen in die andere, steuerlich günstigere Einkommenskategorie
umzumünzen5. Beispielsweise indem versucht wird, das in einem Betrieb ein-
gesetzte Eigenkapital (bzw. das Aktivvermögen) möglichst hoch ausfallen zu
lassen. Zwar gibt es auch im derzeitigen System ähnlich gelagerte Anrei-
ze, etwa (überwiegend) privat genutztes Sachvermögen in Betriebsvermögen
umzuwidmen, um es dann abschreiben zu können, dennoch greifen die hier
verwendeten Verhaltensparameter in dieser Hinsicht zu kurz, weil die zuvor
angesprochene spezifische Ausweichreaktion bislang keine Rolle spielte.

6 Fiskalische Effekte unter Berücksichtigung

von Verhaltensreaktionen

Die Tabellen 7 und 8 zeigen die Be- und Entlastungseffekte, von denen die
Steuerpflichtigen nach Verhaltensanpassungen getroffen werden. Der Tabel-
lenaufbau entspricht demjenigen der Tabellen 4 und 5.

Insgesamt belaufen sich die Steuermindereinnahmen jetzt auf rund 7,8
Mrd.e gegenüber 11,6 Mrd. aus der Erstrundenbetrachtung. Mit anderen
Worten verringert sich der formal anzusetzende Steuerausfall durch den mit
der Steuersenkung verbundenden verminderten Anreiz zu Ausweichreaktio-
nen um rund 3,8 Mrd.e. Dies entspricht einem Selbstfinanzierungseffekt der
Reform in Höhe von rund 33 Prozent des formalen Steuerausfalls.

5Siehe hierzu auch Alstadtsaeter (2007)
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Vergleicht man die in den Tabellen 7 und 8 ausgewiesenen Entlastungs-
effekte mit denjenigen der Tabellen 4 und 5, so zeigt sich, dass sich die
Erstrundeneffekte in der überwiegenden Mehrheit der Einkommensklassen,
in absoluten Größen betrachtet, verringern. In der Tendenz fallen die Ent-
lastungwirkungen nach Berücksichtigung von Verhaltensreaktionen um 1-2
Prozentpunkte niedriger aus. Eine Ausnahme hierzu bildet der mittlere Ein-
kommensbereich bei gemeinsam veranlagenden Steuerpflichtigen, für die zu-
vor bereits sehr hohe formale Entlastungswirkungen – nämlich relative Entla-
stungen zwischen 21-51 Prozent – festgestellt wurden. Diese sinken auf einen
Bereich um 15-45 Prozent ab.

Allerdings tritt in einigen der unteren Einkommensklassen der Fall auf,
dass die durchschnittliche Mehrbelastung durch den Einbezug von Anpas-
sungsreaktionen tendentiell ansteigt. Offensichtlich ist in diesen Einkom-
mensklassen die Anpassungsreaktion der durch die Reform formal entlasteten
Steuerpflichtigen mehrheitlich stärker ausgeprägt als die Anpassungsreakti-
on jener Steuerpflichtigen, die formal belasteten werden. Per Saldo stellt sich
dann dieser auf den ersten Blick kontraintuitiv erscheinende Effekt ein.

Davon abgesehen reflektieren die Tabellen 7 und 8 hinsichtlich der Vertei-
lungswirkungen der Reform im Wesentlichen die gleiche Struktur von Be- und
Entlastungswirkungen wie sie bereits für die Erstrundeneffekte festgestellt
wurden: vor allem der untere Einkommensbereich wird durch den Übergang
zur Dualen Einkommensteuer zusätzlich belastet, die mittleren und hohen
Einkommen werden hingegen entlastet.

7 Fazit

In der vorliegenden Arbeit wurde versucht, die fiskalischen Konsequenzen
der Einführung einer Dualen Einkommensteuer für das Einkommensteuerauf-
kommen wie auch die damit einhergehenden Be- und Entlastungswirkungen
auf die Haushalte abzuschätzen. Ohne Einbezug von Verhaltensreaktionen
zeigt sich, dass die Neugliederung der Einkünfte nebst der Ausweitung der
steuerlichen Begünstigung auf alle Arten von Kapitaleinkommen zu einem
formalen Steuerausfall von rund 11,6 Mrd.e führen würde und damit ein
relativ kostspieliges Unterfangen darstellt.

In einem zweiten Schritt wurden Anpassungsreaktionen auf das geänderte
Steuerregime seitens der Steuerpflichtigen in die Untersuchung mit einbezo-
gen. Die unterstellten Verhaltensparameter basieren auf der Vorstellung, dass
Steuerpflichtige versuchen, der Besteuerung im Rahmen ihrer Möglichkeiten
auszuweichen. Die Vehemenz der Ausweichreaktion hängt dabei von der Höhe
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steuerlichen Belastung ab. Diese Form der Verhaltensanpassung ist somit
umfassender als eine reine Berücksichtigung von Arbeitsangebotsreaktionen.

Integriert man man diese Art von Verhaltensanpassung in die Reformsi-
mulation, so sinken die Mindereinnahmen auf rund 7,8 Mrd.e ab. Die Reform
würde sich demnach aufgrund der Reaktionen der Steuerpflichtigen zu rund
33 Prozent selbst finanzieren.

Hinsichtlich der Verteilungswirkung würde die Einführung der Dualen
Einkommensteuer auch mit Berücksichtigung von Verhaltensreaktionen in
der hier unterstellten Form eine Umverteilung von unten nach oben bewir-
ken. Die untersten Einkommensklassen werden tendentiell stärker belastet,
während die mittleren und vor allem die oberen Einkommensklassen entlastet
werden.
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